
LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 
18. Wahlperiode 

 

Drucksache  18/21071 

 26.08.2026 
 

Datum des Originals: 26.08.2026/Ausgegeben: 01.09.2026 

 

 
Antwort 
 
der Landesregierung 
 
auf die Kleine Anfrage 8461 vom 21. Juli 2026 
der Abgeordneten Marcel Hafke und Dr. Werner Pfeil   FDP 
Drucksache 18/20617 
 
 
Nordrhein-Westfalen deutschlandweit führend, auch in der Drohnenabwehr? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Unbemannte Luftfahrtsysteme haben im Kontext der hybriden Bedrohungslage eine relevante 
sicherheitspolitische Bedeutung. Drohnenüberflüge über Kritische Infrastrukturen, militärische 
Einrichtungen oder öffentliche Veranstaltungen können der Ausspähung, Sabotage oder an-
deren sicherheitsgefährdenden Zwecken dienen. Nordrhein-Westfalen ist als bevölkerungs-
reichstes Bundesland mit einer hohen Dichte an Kritischen Infrastrukturen hiervon in beson-
derem Maße betroffen. Zugleich beeinträchtigen nicht zuordenbare Drohnenflüge das Sicher-
heitsgefühl der Bevölkerung und stellen die Sicherheitsbehörden vor Herausforderungen. 
 
In der Sitzung des Innenausschusses vom 9. Juli 2026 erklärte Minister Herbert Reul im Zu-
sammenhang mit der Vorlage 18/5328 zur hybriden Bedrohungslage, dass Nordrhein-Westfa-
len bundesweit führend sei, was Drohnen angehe. 
 
 
Der Minister des Innern hat die Kleine Anfrage 8461 mit Schreiben vom 26. August 2026 
namens der Landesregierung beantwortet. 
 
 
1.  Wie viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind in Nordrhein-Westfalen mit der 

Drohnenabwehr betraut?  
 
Eine detaillierte Aufschlüsselung von konkreten Personalstärken von Spezialkräften kann 
nach Abwägung des parlamentarischen Informationsinteresses mit dem Schutzgut der öffent-
lichen Sicherheit nicht erfolgen, da die erbetene Aufschlüsselung Rückschlüsse auf die poli-
zeiliche Leistungsfähigkeit zulassen und potentielle Störer in die Lage versetzen könnte, sich 
darauf einzustellen. 
 
 
2.  Wo sind diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter organisatorisch angesiedelt? 
 
Die technischen und personellen Ressourcen der Polizei des Landes Nordrhein-Westfalen zur 
Detektion und Abwehr von Drohnen werden zentral beim Landesamt für Zentrale Polizeiliche 
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Dienste Nordrhein-Westfalen vorgehalten und im Einzelfall der anfordernden Kreispolizeibe-
hörde unterstellt. 
 
 
3. Wird mit diesen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine 24/7-Bereitschaft sicherge-

stellt? 
 
Der Einsatz der polizeilichen Drohnenabwehr erfolgt in der Regel anlassbezogen bei planba-
ren Einsatzanlässen zur Abwehr von möglichen Angriffen aus der Luft. Als Beispiele können 
hier die UEFA EURO 2024 oder Staatsbesuche mit besonders hohem Gefährdungsgrad ge-
nannt werden. Des Weiteren wird auf die Antwort auf Frage 1 verwiesen. 
 
 
4.  Wie viele Einsätze zur Drohnenabwehr sind in den Jahren 2024, 2025 und 2026 

jeweils durchgeführt worden? 
 
2024: 42 Einsätze 
2025: 48 Einsätze 
2026 (1.Halbjahr): 87 Einsätze 
 
 
5.  Wie ist der Ablauf der Meldekette von Drohnensichtung bis Abwehrversuch? 
 
Drohnensichtungen werden der Polizei in der Regel durch Meldungen über Notruf bekannt. 
Bestehen Anhaltspunkte für einen Verstoß gegen luftverkehrsrechtliche Vorschriften oder lie-
gen gefahrenabwehrrechtlich relevante Umstände vor, erfolgt eine polizeiliche Sachverhalts-
aufnahme. Kann der Drohnenpilot oder die Drohnenpilotin festgestellt werden, werden die er-
forderlichen Maßnahmen eingeleitet und gegebenenfalls die zuständige Luftfahrtbehörde (Be-
zirksregierung) beteiligt. Der Einsatz der polizeilichen Drohnenabwehr kann aufgrund der zeit-
lichen Abläufe in der Regel nicht bei Sofortlagen erfolgen. Auf die Antwort zu Frage 3 wird im 
Übrigen verwiesen. 


